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Die Welt steht vor einer Krise, die noch schwerwiegender ist als die Große Rezession von 2008 –
2010. Der Ukrainekrieg hat eine neue Phase eingeleitet, in der Wirtschaftskriege, zahlreiche durch
den Klimawandel verursachte Katastrophen, ein sich beschleunigendes Wettrüsten und die
Auswirkungen der Pandemie die Weltwirtschaft massiv erschüttern. Hunger, Arbeitslosigkeit und
massenhafte Flüchtlingsströme, die vor Krieg und Armut fliehen, bringen die Ressourcen der
Staaten, der Vereinten Nationen und der Nichtregierungsorganisationen an ihre Grenzen.

Krise, Krieg, Ursachen

Von Wirtschaftswissenschaftler:innen und Politiker:innen sind bereits die Stimmen für
Sparmaßnahmen und Haushaltskürzungen zu hören. Die Inflation senkt die Löhne und Gehälter,
aber auch die notwendigen Ausgaben für das Gesundheits-, Sozial- und Bildungswesen, ganz zu
schweigen von den Zusagen der Weltgipfel zur Bekämpfung des Klimawandels.

Der Krieg, den der russische Imperialismus im Februar 2022 gegen die Ukraine begonnen hat, die
Reaktion der NATO und der G7-Imperialist:innen, Waffenlieferungen in noch nie dagewesenem
Umfang und weitreichende Wirtschaftssanktionen haben zusammen die weltweite Versorgung mit
Nahrungsmitteln und Treibstoffen destabilisiert und bedrohen Millionen Menschen mit dem
Zusammenbruch ihres ohnehin schon geringen Lebensstandards.

Die Ukraine, die im Jahr 2020 das niedrigste Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt in Europa aufwies, wird
nach Angaben der Weltbank voraussichtlich einen Rückgang ihrer Wirtschaft um 35 Prozent
erleben. 14 Millionen Menschen sind aus ihren Häusern vertrieben worden, 7,6 Millionen aus dem
Land geflohen.

Es wird Jahre dauern, bis die zerstörten Wohngebäude, Fabriken, Krankenhäuser,
Verkehrsverbindungen, Kraftwerke und das Stromnetz wieder aufgebaut sind. Obwohl der Krieg
unmittelbar vom russischen Präsidenten Wladimir Putin und seinem diktatorischen Regime zu
verantworten ist, um ihren Großmachtstatus zu behaupten, versuchen die NATO-Mächte seit
langem, die Ukraine in ihre Einflusssphäre zu ziehen, indem sie sie mit einem EU- und NATO-Beitritt
locken. Die Ukraine ist das Opfer dieser zwischenimperialistischen Rivalität.

Da die Ukraine einen Großteil der weltweiten Weizen-, Mais- und Gersteproduktion und einen noch
größeren Teil der weltweiten Düngemittelversorgung abdeckt, haben der Krieg und die
Unterbrechung der Lieferungen aus Russland sowie der Öl- und Gasversorgung der weltweiten
Inflation einen enormen Auftrieb verliehen. Die Ukraine ist auch eine wichtige Weizenquelle für das
Welternährungsprogramm, das 115,5 Millionen Menschen in mehr als 120 Ländern mit
Nahrungsmitteln versorgt, wodurch in Teilen Afrikas, die bereits von der durch den Klimawandel
bedingten Dürre betroffen sind, eine Hungersnot verursacht zu werden droht.

Hunger war schon oft der Auslöser für Revolten und Revolutionen. Lebensmittelunruhen haben zu
Streikwellen und dem Zusammenbruch von Regierungen geführt, wie in Sri Lanka und Haiti.

Der Krieg und die weltweiten Sanktionen lenken auch Ressourcen ab, die für die Bewältigung der
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wachsenden Klimakrise benötigt werden, die sich am deutlichsten in den katastrophalen
Überschwemmungen in Pakistan, in Dürren und Hungersnöten in ganz Afrika und in zunehmend
störenden Wetterereignissen in Europa, Asien, Australien und Nordamerika äußert. Hinzu kommt
der enorme Druck, den die immer noch nicht erloschene Covid-Pandemie auf die Gesundheitsdienste
und die Volkswirtschaften ausübt, einschließlich China, dessen jährliches
Bruttoinlandsproduktwachstum Prognosen zufolge 2022 auf 3,2 Prozent fallen wird.

Die tiefen Wurzeln der heutigen, miteinander verknüpften Krisen sind in den Grundgesetzen der
kapitalistischen Wirtschaft zu finden. Die Fabriken, ihre qualifizierten Arbeitskräfte, die neuen und
alten Produktions-, Logistik- und Kommunikationsmittel sind in Hülle und Fülle vorhanden, ebenso
wie die wissenschaftlichen und technologischen Mittel zur Bekämpfung von Pandemien und
Klimawandel. Die Instrumente für die globale Planung, die zu ihrer Bekämpfung erforderlich sind,
stünden ebenfalls zur Verfügung, und zwar in den multinationalen Konzernen und den riesigen
Banken, aber sie sind durch Privateigentum und eine erbitterte Konkurrenz voneinander getrennt.
Dieser Widerspruch hat sich während der Pandemie gezeigt: einerseits die rasche Entwicklung von
Impfstoffen, andererseits deren ungleiche Verteilung an die Bevölkerungen unseres Planeten. Im
Herbst 2022 haben 31 Prozent der Bevölkerung noch keine einzige Impfung erhalten.

Die grundlegende Ursache für die Krise des Systems liegt in der massiven Überakkumulation von
Kapital und sinkenden Profitraten in allen imperialistischen Zentren der Weltwirtschaft. Da der
Kapitalismus nicht in der Lage ist, die Profite aus der Produktion in gleichem oder höherem Maße zu
realisieren als in der Boomphase der Globalisierung, könnte er seine Krise nur durch eine massive
Vernichtung dieses überschüssigen Kapitals lösen. Alle großen imperialistischen Akteur:innen, die
USA, China, die europäischen Mächte und Japan, haben jedoch eine solche Vernichtung vermieden,
indem sie ihr Kapital und dessen Position auf dem Weltmarkt verteidigt haben. Dies führt nicht nur
zu Protektionismus und einer Zersplitterung des Weltmarktes, sondern wirft auch die Frage auf,
wessen Kapital vernichtet werden soll, welche untrennbar mit dem Kampf um die Neuaufteilung der
Welt verbunden ist.

Der Kapitalismus hat sich zu einem globalen System des Umweltimperialismus entwickelt. Die
Ausbeutung der halbkolonialen Länder wird systematisch und ohne Rücksicht auf die ökologischen
und sozialen Folgen verschärft, um die Profite in den imperialistischen Zentren zu steigern.

Klimawandel und Umweltzerstörung können nur eingedämmt und umgekehrt werden, wenn die
Kontrolle über die Produktion aus den Händen der großen Kapitalformationen genommen wird, die
die Menschheit an den Rand der Katastrophe gebracht haben. Die vielen „Umweltbewegungen“, die
entstanden sind, müssen über den Protest hinausgehen, über den Versuch, kapitalistische
Regierungen zu überzeugen oder gar zu zwingen, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Diese
Regierungen werden niemals das Kapital in dem Umfang enteignen, der notwendig wäre, um die
rasante Entwicklung hin zur Klimakatastrophe umzukehren. Das ist eine Aufgabe, die das Handeln
der Arbeiter:innenklasse aller Länder erfordert, die Übernahme der politischen Macht durch die
Arbeiter:innenmassen.

Zwischenimperialistische Rivalität

Die Liga für die Fünfte Internationale hat davor gewarnt, dass eine neue Periode der Rivalität
zwischen den alten imperialistischen Mächten und den Neuankömmlingen auf der Bühne, die nun
ihren Platz an der Sonne beanspruchen, in einen offenen Konflikt münden könnte. Die Ära der
wohlwollenden Synergie zwischen den USA und China, die die 1990er und frühen 2000er Jahre
kennzeichnete und den Anspruch Washingtons untermauerte, eine neue Weltordnung geschaffen zu
haben, ist längst vorbei. Jetzt erleben wir nicht nur einen Verdrängungswettbewerb, sondern auch
Handelskriege, einen kalten Krieg und stellvertretende „heiße“ Kriege.



Darüber hinaus droht jedoch ein Krieg zwischen den Großmächten, wobei die „Pulverfässer“ in
Osteuropa, im Nahen und Fernen Osten liegen. Neue Bündnisse werden ins Leben gerufen (AUKUS)
und alte aufgewertet (NATO, die Quad; Quadrilateraler Sicherheitsdialog zwischen den USA,
Australien, Indien und Japan). Riesige Waffenlieferungen an die Ukraine haben das offene Ziel, Putin
zu demütigen und stürzen, während die Demonstration der Seemacht in den Meeren um China
dessen Staatschef Xi Jinping davor warnt, sich Taiwan gewaltsam einzuverleiben.

Die Machthaber:innen in Washington, Berlin, Paris und London, aber auch in Peking und Moskau,
spielen mit dem Feuer. Die Rolle der USA als Polizistin einer „Weltordnung“ verkehrt sich in ihr
Gegenteil, in die einer Brandstifterin.

Der US- und der russische Präsident, Biden und Putin, die beide beweisen wollen, dass ihre Staaten
wieder „Großmächte“ sind, haben kein Recht, sich zu beschweren, wenn sie von „starken Männern“
in Delhi, Ankara, Brasilia, Jerusalem oder Riad nachgeahmt werden. Der Nahe Osten ist seit langem
ein Pulverfass, im Irak, in Syrien, im Jemen. Kriege haben sich bis zum Horn von Afrika ausgebreitet,
wo 2022 in Tigray (Nordäthiopien) ein brutaler Krieg wütet. Saudi-Arabien führt einen mörderischen
Krieg im Jemen, Israel einen Dauerkrieg gegen die Palästinenser:innen und die Türkei hat freie
Hand, die kurdische Region Rojava zu bombardieren oder gar eine Invasion und Besetzung
vorzubereiten. In Russlands vermeintlicher Einflusssphäre sind im Kaukasus Kämpfe zwischen
Armenien und Aserbaidschan um Bergkarabach und in Zentralasien zwischen Kirgisistan und
Tadschikistan ausgebrochen.

Die despotischen Herrscher:innen dieser Gebiete versuchen, den inneren Druck durch Kriege und
ethnische Säuberungen zu lösen, wie sie Jugoslawien in den 1990er Jahren zerrissen haben.
Potenzielle „Friedensstörer:innen“ tauchen auch in Europa auf, mit rechtsgerichteten Parteien an
der Macht in Ungarn, Polen und möglicherweise in Schweden, Italien oder Spanien. Auch weltweit
wird die Liste immer länger.

Ein großer Erfolg der extremen Rechten ist die Eroberung der Republikanischen Partei durch
Donald Trump und ihre Umwandlung in eine rechtspopulistische Partei. Schon jetzt setzt sein
Oberster Gerichtshof eine reaktionäre Agenda gegen Frauen um (Aufhebung des Urteils Roe gegen
Wade) und wird über kurz oder lang Farbige ihrer hart erkämpften Bürger:innenrechte berauben.

Hinter diesen autoritären Führer:innen wuchsen im letzten Jahrzehnt reaktionäre, oft rassistische
Massenbewegungen, die sich gegen Minderheiten richten und sich unter den Bedingungen einer
tiefen und lang anhaltenden sozialen Krise zu ausgewachsenen faschistischen Bewegungen
entwickeln können.

Amerikas strategischer Rivale ist, trotz des Konflikts mit Russland über die Ukraine, China. Sein
wirtschaftlicher Aufstieg und sein Auftauchen als neue imperialistische Macht im ersten Jahrzehnt
des neuen Jahrtausends führten unweigerlich dazu, dass es die „einseitige“ globale Hegemonie der
Vereinigten Staaten in Frage stellte und unter Xi Jinping offen Anspruch auf seine eigene
Einflusssphäre erhob. Dies brachte ihm die Sympathie von Staaten ein, die unter der Hegmonie der
USA durch den Internationalen Währungsfonds und andere Instrumente ihrer finanziellen
Vorherrschaft gelitten hatten, ganz zu schweigen von Sanktionen und Blockaden.

Um die Errichtung einer chinesischen Vorherrschaft über die pazifischen Staaten zu verhindern, die
an die Stelle der von den USA nach dem Zweiten Weltkrieg errichteten Hegemonie tritt, versuchen
die USA und ihre britischen, kanadischen, australischen und neuseeländischen Verbündeten, eine
NATO für den Pazifik zu schaffen, indem sie unter den südostasiatischen Staaten Verbündete
suchen, die sie ihren japanischen, südkoreanischen und taiwanesischen „geschützten“ Verbündeten
hinzufügen. Der „Ozean des Friedens“ könnte in den nächsten zehn Jahren durchaus zu einem



Kriegsschauplatz ausarten.

Im Inland ist Xis raue Behandlung von Teilen der Bourgeoisie (wie Jack Ma, dem Gründer des
Technologieriesen Alibaba) ein Zeichen dafür, dass Teile der Großbourgeoisie gegen seine
restriktive Innenpolitik resistent werden. Auf globaler Ebene hat seine aggressivere Haltung eine
Gegenreaktion aus den USA und Europa hervorgerufen, die deren Ambitionen ebenfalls bremst. So
tut sich ein großer Widerspruch auf zwischen der durch die KP China gestellten Staatsbürokratie,
die im staatskapitalistischen Sektor sowie in der Volksbefreiungsarmee noch immer über große
wirtschaftliche Macht verfügt, und der von Milliardär:innen geführten Klasse des Privatkapitals.
Dieser Widerspruch kann sich zu einem offenen Konflikt ausweiten, der eine Komponente einer
revolutionären Situation darstellt – eine herrschende Klasse, die nicht mehr auf die alte Art und
Weise regieren kann. Auch im Bankensystem gibt es Anzeichen für Unzufriedenheit.

Wenn die arbeitenden Massen nicht bereit sind, in der alten Weise weiterzumachen, wenn das
System nicht in der Lage ist, den verbesserten Lebensstandard der 1980er bis in die 2010er Jahre
hinein weiter zu gewährleisten, könnte dies dazu führen, dass Chinas „großer Führer“ mit seinem
eigenen „perfekten Sturm“ innerhalb des riesigen Landes konfrontiert wird. Das kapitalistische
Wachstum der letzten Jahrzehnte bringt zwangsläufig kapitalistische Krisen hervor. Der Rückgang
der Durchschnittsprofitrate und die Überakkumulation von Kapital treiben China auf eine Explosion
zu. Hinzu kommen die wirtschaftlichen und sozialen Kosten der Null-Covid-Politik, die weite Teile
des Landes geschwächt hat, sowie die Krise des Finanzsektors und eine Spekulationsblase in dem so
wichtigen Bausektor.

Seit einigen Jahren erschüttern Konflikte und Kämpfe die Arbeitsplätze und haben immer wieder zur
Bildung kleinerer Netzwerke von Arbeiteraktivist:innen geführt. Die massiven und weit verbreiteten
Proteste gegen Xis harte Null-Covid-Politik haben nur etwa einen Monat nach seiner Krönung auf
dem Kongress der KP Chinas einen demütigenden Rückzieher erzwungen. Das Ausmaß der Proteste
in Chinas Städten und die Anti-Xi- und Anti-KP-Slogans zeigen, dass die vermeintliche Allmacht des
Überwachungsregimes in den kommenden Jahren erheblichen Erschütterungen ausgesetzt sein
wird.

Dies kann den Raum für die Schaffung einer neuen revolutionären Arbeiter:innenbewegung, ja einer
Partei schaffen, die ihren Hauptfeind im chinesischen Imperialismus erkennt und für eine
sozialistische Revolution auf der Grundlage eines Programms der permanenten Revolution kämpft.

Der Widerstand und seine Führung

Die Große Rezession von 2008 löste im Nahen Osten eine Welle „demokratischer Revolutionen“ aus,
bei denen Arbeiter:innenstreiks wie in Ägypten und Tunesien eine entscheidende Rolle beim Sturz
der alten Diktatoren spielten. Da diese jedoch nicht „dauerhaft“ in dem Sinne wurden, dass die
politische Führung der Arbeiter:innenklasse in Arbeiter:innenregierungen mündete, scheiterten sie
selbst als demokratische Revolutionen, so dass islamistische oder militärische Kräfte an die Macht
kommen konnten. Die lange US-geführte Besatzung Afghanistans endete mit einer Saigon-ähnlichen
„panikartigen Flucht“ durch die westlichen Streitkräfte und diejenigen, die Vergeltung durch die
siegreichen Taliban befürchteten. Die wahren Opfer waren die Frauen des Landes, die ihre
Bürger:innenrechte und ihren Zugang zu Bildung erneut eingeschränkt oder abgeschafft sahen.

Die Lehre für alle fortschrittlichen Kräfte im so genannten globalen Süden lautet einmal mehr, ihr
Vertrauen, ihre Menschenrechte und ihr Leben nicht in die Hände der „demokratischen
Imperialismen“ zu legen. Ebenso ist es eine Illusion zu glauben, dass Xi Jinping und Wladimir Putin
und ihre Nachahmer:innen an der Spitze der Regionalmächte den Antiimperialismus verkörpern. Die
Investitionen in die Neue Seidenstraße („Road and Belt“; „Gürtel- und Wege“) des ersteren sowie die



Söldner:innen der russischen Wagnergruppe zeigen, dass sie nicht an der Entwicklung der
Souveränität derjenigen interessiert sind, denen sie helfen.

Dennoch hat es im letzten halben Jahrzehnt eine Wiederbelebung der Kämpfe der
Arbeiter:innenklasse und der rassistisch und sexuell Unterdrückten gegeben. In den USA hat die
„Back Lives Matter“-Bewegung mehrere Wellen erlebt, ausgelöst durch die Gräueltaten durch
Mörder:innen in Polizeiuniform, insbesondere die Ermordung von George Floyd im Jahr 2020.
Außerdem gab es die Bewegungen „#Me Too“ und „Ni Una Menos“ gegen Vergewaltigung und
sexuelle Belästigung.

Das inspirierendste Beispiel für den Widerstand der Frauen sind die monatelangen Massenproteste
im Iran, die auf die Ermordung der 22-jährigen Jina Mahsa Amini durch die berüchtigte Sittenpolizei
folgten, die die Kleiderordnung durchsetzt. Das Durchschnittsalter der Demonstrant:innen lag bei
sechzehn Jahren. Als sich die Proteste ausbreiteten, rissen sich junge Frauen ihre Schleier vom Leib
und riefen „Jin, Jiyan, Azadi“ (Frau, Leben, Freiheit!) und „Tod dem Diktator!“ Trotz brutaler
Unterdrückung und Hunderten von Toten, wobei die Basidsch-Schläger:innen der Polizei
(paramilitärische Milizen) scharfe Munition einsetzten, hielt die Bewegung im Oktober, November
und Dezember an. Um die Massen zu beschwichtigen, kündigte Generalstaatsanwalt Montazeri an,
die Sittenpolizei abzuschaffen und das Gesetz über das obligatorische Tragen des Hidschab zu
überprüfen. Über die staatlichen Medien dementierte das Innenministerium diese Ankündigung, was
auf Uneinigkeit innerhalb des Regimes hindeutet.

Wie die Demonstrationen in China gegen die Covid-Lockdownregeln, die das Regime dazu veranlasst
haben, diese zu lockern, zeigt dies, dass selbst die totalitärsten Regierungen durch Massenproteste
der Bevölkerung erschüttert werden können. Um diese Regime zu stürzen, bedarf es jedoch einer
anhaltenden Massenaktion der Arbeiter:innen, d. h. eines Generalstreiks, des Überlaufens der
Mannschaftsränge der Repressionskräfte in Verbindung mit der Bildung einer alternativen
Staatsmacht, von Machtorganen der Arbeiter:innenklasse und der Unterdrückten.

In Indien traten am 2. September 2016 schätzungsweise 150 bis 180 Millionen Beschäftigte des
öffentlichen Dienstes in einen 24-stündigen landesweiten Generalstreik. An einem weiteren Streik
am 26. November 2020, der von zehn Gewerkschaften organisiert wurde, beteiligten sich 250
Millionen Arbeiter:innen.

Seit etwa einem Jahr gibt es auch in den alten imperialistischen Kernländern, in Europa und
Nordamerika, wieder Anzeichen für eine Wiederbelebung des Widerstands im Bildungs- und
Gesundheitswesen sowie Proteste gegen gewerkschafts- und streikfeindliche Gesetze, wie sie in
diesem Jahr in Ontario, Kanada, drohten. Insbesondere in den Vereinigten Staaten gab es eine Welle
von Streiks in Fabriken, Schulen und in der Logistik sowie gewerkschaftliche Kampagnen in den
neuen Onlinedienstleistungsunternehmen wie Amazon und der so genannten Gig Economy (kurze,
befristete Auftragsvergabe).

Lehrer:innenstreiks sind zu einem wichtigen Merkmal der US-Arbeitswelt geworden. 2018 und 2019
gab es Mobilisierungswellen, mit denen höhere Gehälter oder andere Verbesserungen für Lehrkräfte
in Arizona, Colorado, Kentucky, North Carolina, Oklahoma und West Virginia erreicht wurden. Dann
kam der berühmte Bildungspersonalstreik in Chicago im März 2022.

Im Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland hat der Inflationsanstieg, der im Jahr
2022 so richtig losging, zu einer Reihe von Streiks bei Bahn und Post geführt. Die Gewerkschaften
des Gesundheitswesens drohen mit dem ersten landesweiten Ausstand des Krankenpflege- und
Ambulanzpersonals seit den 1980er Jahren. Auch in Frankreich kündigen eine Reihe von Protesten
der französischen Gewerkschaften gegen die Lebenshaltungskosten und die laufenden Aktionen der



Eisenbahner:innen eine verstärkte Reaktion auf die Inflation und den Versuch der Bosse und
Regierungen an, die Arbeiter:innenklasse und Armen den Preis für die zunehmende Krise des
Systems zahlen zu lassen.

Im August und September desselben Jahres zwangen Massenaktionen, die von den argentinischen
Gewerkschaften der CGT und linken politischen Parteien organisiert wurden, Regierung und
Arbeit„geber“:innen, Löhne und Arbeitslosenunterstützung zu erhöhen, nachdem die Preise um 70
Prozent pro Jahr und allein im Juli um 7,4 Prozent gestiegen waren und ein Währungsverfall die
Löhne weiter abgewertet hatte.

In all diesen Auseinandersetzungen kam es nach einem jahrzehntelangen Abschwung der
Arbeitskämpfe zu einem Wiederaufleben der Militanz der Arbeiter:innenschaft. Nach den
Niederlagen, Enttäuschungen und dem Verrat durch neue oder erneuerte sozialdemokratische oder
linkspopulistische Parteien wie Syriza, Podemos, Jeremy Corbyns Labour und DIE LINKE stimuliert
eine bevorstehende schwere Wirtschaftskrise einen gewerkschaftlichen Kampf auf der ganzen Welt.
Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Rolle, die eine wirklich klassenkämpferische
Gewerkschaftsbewegung spielen kann.

Die Frage ist, ob sie zu einer entscheidenden Kraft werden kann, um die Masse der Arbeiter:innen
zu klassenkämpferischer Politik, zu neuen Arbeiter:innenparteien zu bewegen, wie es die Power
Loom Workers‘ Union in Faisalabad in Pakistan versucht. Politische Projekte, die Idee, laute und
stolze Klassenparteien zu gründen, unabhängig von allen bürgerlichen Kräften, bewaffnet mit einem
revolutionären Programm, können zu einer mächtigen Ergänzung der Effektivität auf der gesamten
Kampffront der Arbeiter:innen und der Kämpfe der national, rassisch und geschlechtlich
Unterdrückten werden.

Aus diesem Grund ist es die Aufgabe der revolutionären Avantgarde, sowohl in den Gewerkschaften
als auch in den revolutionären Organisationen, die Idee der Gründung unabhängiger
Arbeiter:innenparteien voranzutreiben. Dazu gehört auch die Abspaltung der Gewerkschaften von
Bündnissen mit bürgerlichen Parteien, wie z. B. zwischen der Demokratischen Partei und den AFL-
CIO/Change to Win-Verbänden in den USA oder in Argentinien die Notwendigkeit, die CGT und
andere Gewerkschaften aus ihrer langen Unterordnung unter die peronistische Partei zu lösen.

An allen Fronten des Kampfes werden wir jedoch immer wieder durch die Unzulänglichkeiten und
den Verrat der alten Führungen in den Gewerkschaften und Parteien und sogar der „spontanen“
Bewegungen gebremst. Sozialdemokratie, Labourismus, Stalinismus, aber auch die neuen
Linkspopulist:innen und Anarchist:innen führen die Kämpfe weiterhin in die Niederlage. Wir müssen
für eine klare revolutionäre Strategie und Organisation streiten, für Parteien und
klassenkämpferische Gewerkschaften und, in Zeiten verschärfter wirtschaftlicher oder politischer
Kämpfe, für in den Betrieben und Gemeinden gewählte Delegiertenräte. Auch in diesen Gremien ist
eine revolutionäre Partei für den Sieg unerlässlich.

Unabhängigkeit der Arbeiter:innenklasse, kämpferische Aktion und Basisdemokratie sind in der
kommenden Periode unverzichtbar. Sie können der Entwicklung von revolutionären Parteien auf
internationaler Ebene und einer Fünften Internationale enorm helfen.

Nein zum imperialistischen Krieg!

Der Krieg in der Ukraine ist der dramatischste Ausdruck des Kampfes um die Neuaufteilung der
Welt. Revolutionär:innen verurteilen den reaktionären Angriff und die Invasion des Landes durch
den russischen Imperialismus. Wir unterstützen die Verteidigung des Landes gegen eine
Machtübernahme durch Putins Kräfte, das ursprüngliche Ziel, das er erklärt hat, indem er das Recht



des Landes auf unabhängige Staatlichkeit und sogar seine nationale Existenz ablehnte, sowie gegen
das weniger wichtige Ziel der Teilung des Landes. Aber die imperialistischen Freund:innen der
Ukraine liefern keine beispiellosen Mengen an Waffen sowie Zuschüsse und Kredite für solch
elementare demokratische Ziele. Während Putin die Ukraine oder einen Teil davon in eine russische
Kolonie verwandeln will, versuchen Biden und die europäischen Staats- und Regierungschefs und -
chefinnen, sie in eine Halbkolonie des Westens zu verwandeln, in eine Vorhut der NATO. Putin will
EU und NATO schwächen und spalten, während Biden und Co. die Russische Föderation als
Großmacht lahmlegen und ihre Rolle als Spielverderberin für ihre Pläne in Ländern wie Syrien oder
Afrikas südlich der Sahara beenden wollen.

In der Ukraine findet nicht nur ein nationaler Verteidigungskrieg gegen den Imperialismus statt,
sondern das Land steht auch im Mittelpunkt des aktuellen Kampfes um die Neuaufteilung der Welt.
Obwohl die NATO nicht offiziell in den Krieg verwickelt ist, ist der zwischenimperialistische Konflikt
zwischen Russland und den westlichen Mächten ein entscheidender Faktor in diesem Krieg, wobei
die westlichen Imperialist:innen Wirtschaftssanktionen von historischem Ausmaß gegen Russland
verhängen und die Ukraine bewaffnen und ausbilden, damit sie als ihre Stellvertreterin agiert.

Deshalb müssen sich Revolutionär:innen gegen die Kriegsziele der NATO, ihre Sanktionen, ihre
Aufrüstungsbemühungen und ihre Ausdehnung auf bisher offiziell neutrale Staaten wie Schweden
und Finnland wenden. Auch wenn wir den Kampf der Ukrainer:innen gegen die russische Invasion
unterstützen, bedeutet dies keineswegs, dass wir die prowestliche Selenskyj-Regierung oder ihr
Bestreben, der NATO beizutreten bzw. ihre Wirtschaft der EU unterzuordnen, unterstützen, ebenso
wenig wie ihren Kampf, ihr Regime auf der Krim, in Luhansk oder Donezk durchzusetzen, die nicht
demokratisch den Wunsch geäußert haben, Teil der Ukraine (oder Russlands) zu sein. Die Menschen
in diesen Regionen müssen das Recht auf Selbstbestimmung haben, ohne dass russische oder
westukrainische Besatzer:innen sie zwingen oder die Ergebnisse von Referenden oder Wahlen
verfälschen.

Ebenso müssen wir uns der Politik der Konfrontation des westlichen imperialistischen Blocks mit
dem russischen und chinesischen Imperialismus widersetzen, die unter der falschen Flagge von
Demokratie gegen Autokratie geführt wird. Dieser Beginn eines neuen Kalten Krieges wird die
Menschheit immer näher an einen Dritten Weltkrieg heranführen, der leicht ihr letzter sein könnte.
Die gleichen Prinzipien würden gelten, wenn China in Taiwan einmarschieren würde. Sowohl Xi
Jinping als auch die Kräfte im US-Kongress bewegen sich in diese Richtung. Es ist von
entscheidender Bedeutung zu verfechten, dass die Arbeiter:innenbewegungen und
antiimperialistischen Kräfte auf der ganzen Welt sich nicht dem einen oder anderen
imperialistischen Lager anschließen. Vielmehr müssen wir die Verbindung zu den Arbeiter:innen
Russlands und Chinas sowie zu den Arbeiter:innen und Streiter:innen für Demokratie in den vielen
Diktaturen suchen, die mit dem westlichen Lager verbündet sind.

Gegen Inflation, Hunger und Armut!

Schon jetzt hat die globale Rezession, die durch die Pandemie synchronisiert wurde, in den Jahren
2020 und 2021 zu einer massiven Verarmung der Arbeiter:innenklasse und der Armen geführt,
insbesondere in der halbkolonialen Welt. Schon vor dem Krieg in der Ukraine litten 800 Millionen
Menschen an Hunger, Millionen sind vom Hungertod bedroht.

Und es wird noch mehr kommen. Die Inflation, die im globalen Süden nie „verschwunden“ war, ist in
den imperialistischen Kernländern zurück. Die nächste globale Rezession steht bereits vor der Tür.

Milliarden von Arbeiter:innen, Bauern und Bäuerinnen sowie Armen auf dem Land und in der Stadt
wurden auf schmale Rationen gesetzt. In den Halbkolonien genossen die meisten von ihnen während



der Pandemie kaum Gesundheitsschutz oder staatliche Unterstützung und waren gezwungen, unter
unsicheren und äußerst prekären Bedingungen zu arbeiten oder zu hungern. Auch in den
imperialistischen Ländern mussten die Massen trotz Kurzarbeiter:innengeld oder anderer staatlicher
Schutzmaßnahmen erhebliche Einkommenseinbußen hinnehmen. Gleichzeitig wurden die
Großkonzerne und andere Sektoren des Kapitals während der Pandemie und jetzt des Krieges und
der Sanktionen mit Milliardenbeträgen entschädigt.

Während die westlichen Regierungen Unterstützung für die Hungernden versprechen, zwingen sie
den halbkolonialen Ländern, die bereits mit Hyperinflation, Währungskrisen und einer immer
größeren Schuldenlast zu kämpfen haben, drastische neoliberale Bedingungen auf.

Wir brauchen eine globale Bewegung der Arbeiter:innenklasse und der Armen, um für ein
Notprogramm für Millionen von Menschen zu kämpfen, um Einkommen, Lebensmittel, Wohnraum,
Strom und Gesundheitsversorgung für alle zu garantieren. Wir setzen uns für die Aufhebung der
vom Internationalen Währungsfonds oder von den alten und neuen imperialistischen Mächten
auferlegten Schulden und Sparprogramme ein.

Wir müssen die Kämpfe für Löhne, die die Preissteigerungen ausgleichen, unterstützen und
verallgemeinern. Die Durchsetzung einer gleitende Skala der Löhne, Sozialleistungen und Renten
wird entscheidend sein. Dies muss mit der Forderung nach Kontrolle der Preise und Löhne durch die
Arbeiter:innenklasse verbunden sein.

In Ländern, in denen der Preisanstieg die Form einer Hyperinflation annimmt, die die
Lohnerhöhungen fast täglich oder wöchentlich auffrisst, und in denen das Geld selbst so schnell an
Wert verliert, dass es seine Funktion als Zahlungsmittel nicht mehr erfüllen kann, reicht der Kampf
um Lohnanpassungen nicht aus. Notwendig sind nicht nur Preiskontrollausschüsse, sondern direkte
Eingriffe der Arbeiter:innenschaft und Verbraucher:innen in die Verteilung der lebensnotwendigen
Güter für die Bevölkerung.

Angesichts der globalen Krise, der Inflation und der Angriffe auf die Arbeitsplätze und
Arbeitsbedingungen, mit denen wir in der kommenden Krise konfrontiert sein werden, dürfen wir es
nicht versäumen, die grundlegende Ursache der Krise anzugehen: das in den Händen der
Kapitalist:innen konzentrierte Privateigentum. Wenn wir die Arbeitslosigkeit, den sozialen
Rückschritt, Mangel und Hunger bekämpfen, die Gesellschaft entsprechend den menschlichen
Bedürfnissen umgestalten und gesellschaftlich nützliche Arbeit für alle schaffen wollen, müssen wir
die Eigentümer:innen des Großkapitals, ihre Fabriken, großen Dienstleistungsunternehmen, Banken
und Finanzhäuser entschädigungslos enteignen. Nur auf einer solchen Grundlage können wir die
Mittel freisetzen, die für einen Notfallplan benötigt werden, um die Bedürfnisse der Millionen von
Menschen zu befriedigen, die von Hunger und extremer Armut bedroht sind.

Kampf gegen Umweltkatastrophe und Umweltimperialismus

Die Verschlechterung und Zerstörung der Umwelt und natürlichen Ressourcen geht ungebremst
weiter und wird immer bedrohlicher. Die Zunahme extremer Wetterereignisse, nie dagewesene
zerstörerische und häufige Stürme, Überschwemmungen und Waldbrände, die Zunahme von Dürren,
das Schmelzen der Eiskappen und Gletscher, das zu einem Anstieg des Meeresspiegels führen und
viele Regionen oder ganze Länder mit Überschwemmung bedrohen wird, all dies sind Anzeichen für
den fortschreitenden Klimawandel auf der Erde.

Gleichzeitig erweisen sich die herrschenden Klassen aller Länder als völlig unfähig, auch nur die
brennendsten und unmittelbarsten Fragen anzugehen, wie die Weltklimakonferenz COP27 einmal
mehr bewiesen hat. Dies ist nicht überraschend. Die derzeitige Verschärfung der globalen



Konkurrenz und der Kampf um die Neuaufteilung der Welt beschleunigen die Tendenz des
Kapitalismus, die natürlichen Grundlagen des menschlichen Lebens zu zerstören. Die Ausbeutung in
den halbkolonialen Ländern wird systematisch verschärft, ohne Rücksicht auf die ökologischen und
sozialen Folgen, um die Profite in den imperialistischen Zentren zu steigern. Alle Merkmale des
Umweltimperialismus als globales System stellen die Menschheit als Ganzes vor unaufschiebbare
Aufgaben.

Die globalen Umweltbewegungen, die in den letzten Jahren entstanden sind, haben immer wieder
den Zynismus und die Heuchelei der führenden Politiker:innen der Welt entlarvt. Millionen folgten
den Aufrufen zu weltweiten Klimastreiks und -märschen, bei denen mutige Aktivist:innen durch
radikale direkte Aktionen einen Wandel erzwingen wollten.

Revolutionär:innen müssen sich mit diesen Bewegungen solidarisieren, aber gleichzeitig die
reformistischen, kleinbürgerlichen und anarchistischen Ideen, die sie prägen, in Frage stellen.
Proteste, wie militant oder störend sie auch sein mögen, werden unsere Herrscher:innen nicht davon
überzeugen, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, wenn sie ihre Profite oder ihre
Vorherrschaft über ihre Länder bedrohen oder sie gegen wirtschaftliche oder militärische
Konkurrenz schwächen. Wir müssen die Jugend für eine Antwort der Arbeiter:innenklasse auf die
Umweltkrise, für Arbeiter:innenmacht und eine Planwirtschaft gewinnen. Die Jugend muss die
Selbstgefälligkeit und Passivität der bürokratischen Führungen der Gewerkschaften und
reformistischen Parteien sowie die Unterordnung der notwendigen Maßnahmen zur Lösung der
Umweltfrage unter die Interessen des Kapitals in Frage stellen.

Klimawandel und Umweltschäden können nur eingedämmt und rückgängig gemacht werden, wenn
die Kontrolle über die Produktion den großen Kapitalformationen entzogen wird, die die Menschheit
an den Rand der Katastrophe gebracht haben. Es müssen demokratische Kontrollgremien aus
Beschäftigten, Verbraucher:innen, Betroffenen von Großprojekten, um ihre Zukunft kämpfenden
Jugendlichen usw. gebildet und ermächtigt werden, über Vorhaben, Risikostufen, Grenzwerte,
ökologische Maßnahmen usw. zu entscheiden. Das Kapital muss systematisch mit einer sozialen
Kontrolle hinsichtlich der sozioökologischen Auswirkungen seines Handelns konfrontiert werden.
Letztlich wird nur die sozialistische Revolution das System des Umweltimperialismus überwinden
und eine geplante optimale Ressourcennutzung unter Kontrolle der Mehrheit weltweit ermöglichen.

Zusammenfassung

Die sich verschärfende Wirtschaftskrise, die Klimakatastrophe und die Gefahr eines globalen
Krieges zeigen, dass der Kapitalismus ein sterbendes System ist. Die entscheidende Frage ist, ob er
rechtzeitig durch eine revolutionäre Umwälzung überwunden wird oder die Menschheit den Weg in
Barbarei und sozialen Rückschritt beschreitet.

Schon jetzt sind die Stimmen von Wirtschaftswissenschaftler:innen und Politiker:innen zu hören, die
von Sparmaßnahmen und Haushaltskürzungen sprechen. Durch die Inflation werden nicht nur die
Löhne gekürzt, sondern auch die notwendigen Ausgaben für Gesundheit, Sozialfürsorge und
Bildung, ganz zu schweigen von den Zusagen der Weltgipfel zur Bekämpfung des Klimawandels.

Während Milliarden von Menschen in Armut leben, schwelgt eine winzige Minderheit in
unvorstellbarem Luxus. Zwischen 2016 und 2021 ist die Zahl der Milliardär:innen von 1.810 auf
2.755 gestiegen. Die Investitionsentscheidungen dieser Finanziers und Industriellen können ganze
Länder in die Knie zwingen. Gleich unter den Milliardär:innen leben Hunderttausende von
Multimillionär:innen in schamlosem Saus und Braus auf unsere Kosten, während 852 Millionen
Menschen hungern und täglich mehr als 1.000 Kinder an den Folgen des Hungers sterben.



In den entstehenden globalen Bewegungen der Unterdrückten wie auch in nationalen Aufständen
müssen Revolutionär:innen stets die Notwendigkeit einer neuen Internationale betonen. Dabei
treten wir von Anfang an für ein revolutionäres Programm ein, ohne dies jedoch zur Vorbedingung
für echte Schritte zur Vereinigung und zum Widerstand gegen Krisen und Kriege im Hier und Jetzt
zu machen.

Wir rufen alle, die gegen Krise, Krieg und Unterdrückung kämpfen, dazu auf, auf die
Verabschiedung eines gemeinsamen Aktionsprogramms mit dringenden Sofort- und
Übergangsforderungen hinzuarbeiten, das in Richtung einer sozialistischen Weltrevolution führt.
Wir rufen alle sozialistischen, kommunistischen und trotzkistischen Strömungen, die mit dieser
Perspektive übereinstimmen, dazu auf, gemeinsam ein internationales Programm für eine
revolutionäre Antwort auf die bevorstehenden Angriffe zu erarbeiten und sich darauf zu vereinigen.

In einem Land nach dem anderen, das von der historischen Krise des Systems erschüttert wird,
müssen wir uns organisieren, um den Kapitalismus in den Abgrund zu stürzen. Unsere Prinzipien
sind Unabhängigkeit der Arbeiter:innenkasse, internationale Solidarität und Aktion,
Antikapitalismus, Antiimperialismus, Antirassismus und Widerstand gegen alle Formen der sozialen
Unterdrückung. Sie müssen in einer Weltpartei der sozialen Revolution verkörpert werden, die das
gesamte Erbe der vorangegangenen vier Internationalen vereinigt.

Weltrevolution, und nichts weniger, das muss die Aufgabe einer Fünften Internationale sein!


